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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 1B_614/2022, 1B_628/2022 vom 10.01.2023 (Publiziert als BGE 149 IV 135) 

Regeste 

Das Bundesgericht hält in einem neuen Grundsatzentscheid fest, dass unter 

Berücksichtigung der beschlossenen StPO Revision nunmehr kein Beschwerderecht der 

Staatsanwaltschaft gegen Haftentscheide des Zwangsmassnahmengerichts besteht.  

 

Aus den Erwägungen: 

E.2.4. Aufgrund der neuen gesetzgeberischen Tätigkeit im Zusammenhang mit dem 

Beschwerderecht der Staatsanwaltschaft gegen Haftentscheide des Zwangsmassnahmengerichts 

und der nunmehr unbenützt abgelaufenen Referendumsfrist sowie der damit eingetretenen 

Gewissheit, dass die neue StPO-Bestimmung tatsächlich in Kraft treten wird, besteht für das 

Bundesgericht Anlass, auf seine ständige Rechtsprechung zurückzukommen und diese zu 

überprüfen (anders noch: Urteil 1B_441/2022 vom 13. September 2022 E. 2.2, vor dem 

unbenützten Ablauf der Referendumsfrist). Der Wille des Gesetzgebers, dass die 

Staatsanwaltschaft die genannten Haftentscheide nicht mehr bei der Beschwerdeinstanz soll 

anfechten können, wurde klar zum Ausdruck gebracht. Die ursprüngliche Auffassung des 

Bundesgerichts, es liege ein Versehen des Gesetzgebers vor (vgl. E. 2.2 hiervor), lässt sich 

infolge der erwähnten parlamentarischen Beratungen und der Änderung von Art. 81 Abs. 1 lit. b 

Ziff. 3 BGG nicht mehr aufrecht erhalten. Der Gesetzgeber hat sich in Kenntnis der 

bundesgerichtlichen Praxis klar gegen ein Beschwerderecht der Staatsanwaltschaft gegen 

Entscheide über die Anordnung, die Verlängerung und die Aufhebung der Untersuchungs- oder 

Sicherheitshaft ausgesprochen und damit die bundesgerichtliche Rechtsprechung nicht 

übernommen.   

Damit ist hier die seltene Konstellation gegeben, in welcher der Gesetzgeber zum Ausdruck 

brachte, dass entgegen der Auffassung des Bundesgerichts kein gesetzgeberisches Versehen 

vorliegt, sondern ein Beschwerderecht der Staatsanwaltschaft tatsächlich nicht gewollt ist. 

Aufgrund dieser besseren Erkenntnis, wonach sich das Beschwerderecht nicht auf eine 

Grundlage in der StPO stützen kann, besteht für das Bundesgericht Anlass, auf die als 

unzutreffend erkannte Praxis zurückzukommen und sie aus eigener Erkenntnis anzupassen. Die 

Gewaltenteilung bzw. der Respekt vor dieser erfordert eine unverzügliche Änderung der 
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Rechtsprechung. Die Voraussetzungen einer Praxisänderung sind aufgrund der besseren 

Erkenntnis des Gesetzeszwecks bzw. dieses unmissverständlichen Ausdrucks des 

gesetzgeberischen Willens erfüllt (vgl. BGE 145 V 304 E. 4.4; 141 II 297 E. 5.5.1; je mit 

Hinweisen).  

(…) 

E.3.   

Nach dem Gesagten erweisen sich die Beschwerden insofern als begründet, als keine gesetzliche 

Grundlage für die Beschwerdelegitimation der Staatsanwaltschaft gegen die Haftentlassung des 

Beschwerdeführers vorliegt und die Vorinstanz auf die Beschwerden nicht hätte eintreten dürfen. 

Die Beschwerden 1B_614/2022 und 1B_628/2022 sind daher teilweise gutzuheissen und die 

angefochtenen Entscheide aufzuheben.  

Da es sich jedoch um eine Änderung der Rechtsprechung handelt, welche nicht vorhersehbar 

war, ist dem Antrag des Beschwerdeführers auf unverzügliche Haftentlassung nicht stattzugeben; 

insofern sind die Beschwerden abzuweisen. Es stellt sich namentlich die Frage, ob das 

Zwangsmassnahmengericht die unverzügliche Haftentlassung auch angeordnet hätte, wenn es 

gewusst hätte, dass sein Entscheid ohne Anfechtungsmöglichkeit sofort vollstreckbar würde, da 

es letztinstanzlich entscheidet. Aus unvorhersehbaren, unangekündigten 

Rechtsprechungsänderungen dürfen keine Nachteile entstehen. Angesichts der Tragweite des 

Entscheids und der im Lichte der bisherigen bundesgerichtlichen Rechtsprechung zulässigen 

Verfahrensabwicklung (Zulassung und inhaltliche Behandlung der Beschwerde durch das 

Obergericht) rechtfertigt es sich daher, die Sache an das Zwangsmassnahmengericht zum 

erneuten Entscheid zurückzuweisen (Art. 107 Abs. 2 Satz 2 BGG).  

 

Bei diesem Ausgang des Verfahrens ist auf die Erhebung von Gerichtskosten zu verzichten (Art. 

66 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 BGG). Der Kanton Aargau hat dem teilweise obsiegenden 

Beschwerdeführer eine angemessene Parteientschädigung zu bezahlen (Art. 68 BGG). Damit 

werden die Gesuche um unentgeltliche Rechtspflege gegenstandslos.  
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